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A. Bekanntmachungen des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
 

Bekanntmachung gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Herr Friedel Wulf, Upp'n Kamp 4, 27386 Hemsbünde, hat am 21.08.2007 beim Landkreis Rotenburg (Wümme) eine 
Genehmigung für die Erweiterung eines Boxenlaufstalles (Änderung der Tierplatzzahl auf 139 Rinder, 15 Kälber und 
1125 Mastschweine) beantragt. Der Standort der Anlage befindet sich in Hemsbünde, Upp'n Kamp 4 (Gemarkung: 
Hastedt, Flur: 2, Flurstück: 14/3). 
  
Das beantragte Vorhaben unterliegt einem vereinfachten Genehmigungsverfahren gemäß § 19 des Bundesim-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 2819). Das Vor-
haben ist aufgrund Nr. 7.1 Spalte 2 des Anhangs zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) in 
der Fassung vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
genehmigungspflichtige Anlagen und zur Änderung der Anlage 1 des Gesetzes über die UVP vom 14.12.2006 (BGBl. I 
S. 2819), genehmigungsbedürftig. 
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Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß § 3 c i. V. m. Anlage 1 Ziffer 7.11.3 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757), zuletzt geändert am 14.12.2006 (BGBl. I S. 2819), 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.  
 
Die nach § 3 c UVPG erforderliche Einzelfallprüfung wurde unter Beteiligung der zuständigen Behörden und 
Fachämter durchgeführt und hat ergeben, dass das Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. 
 
Ich weise darauf hin, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Rotenburg (Wümme), den 21.02.2008 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 
 
B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 

Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Selsingen für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Samtgemeinde Selsingen in der Sitzung 
am 23.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 5.809.000,00 € 
 in der Ausgabe auf  5.809.000,00 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 1.336.400,00 € 
 in der Ausgabe auf  1.336.400,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredit-
ermächtigung) wird auf 32.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 900.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz der Samtgemeindeumlage wird nach den Bemessungsgrundlagen für die Kreisumlage für das Haus-
haltsjahr 2008 auf 40,5 v. H. festgesetzt. 
 
Selsingen, 23.01.2008 
 
Borchers 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 71 Abs. 2 NGO in Verbindung mit § 15 Abs. 6 NFAG,  § 76 Abs. 2 und § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Ge-
nehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 22.02.2008 unter dem Aktenzeichen 20/3:2-1/090 erteilt 
worden. 
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Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Selsingen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Selsingen, den 15. März 2008 
 
Samtgemeinde Selsingen 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 

Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Tiste Nr. 7 „Nördlich Kalber Straße" 

Samtgemeinde Sittensen  
 
Der Rat der Gemeinde Tiste hat in seiner Sitzung am 14.02.2008 den Bebauungsplan Nr. 7 ,.Nördlich Kalber Straße" 
bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen sowie der dazugehörigen Begründung mit Um-
weltbericht gemäß § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) als Satzung beschlossen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. Die genauen Gren-
zen des Plangebietes gehen verbindlich aus den Eintragungen im Bebauungsplan hervor. 

 
 
Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan mit Begründung und Umweltbericht sowie die zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 
BauGB können vom Tage der Veröffentlichung an im Rathaus der Samtgemeinde Sittensen, Am Markt 11, 27419 Sittensen 
während der allgemeinen Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 
 
1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden eine 

nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der in bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und,  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung 
begründen soll, ist darzulegen. 
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Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 BauGB über die Entschädigung von durch die Auf-
stellung des Bebauungsplans eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Tiste, den 26.02.2008 
 
Gemeinde Tiste 
Der Bürgermeister 

 
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Brockel für das Haushaltsjahr 2008 
 
Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Gemeinde Brockel in der Sitzung am 31.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 3.360.900,-- € 
 in der Ausgabe auf  3.360.900,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 1.349.500,-- € 
 in der Ausgabe auf  1.349.500,-- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 550.000,-- € festgesetzt. 
 

 
§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 385 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 330 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Brockel, den 31.01.2008 
Lüdemann    (L. S.) 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Brockel während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Brockel, den 15. März 2008 

 
Gemeinde Brockel 
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
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Haushaltssatzung 
der Gemeinde Bülstedt für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Bülstedt in seiner Sitzung am 
22.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird  
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 373.100,-- € 
 in der Ausgabe auf  373.100,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 338.900,-- € 
 in der Ausgabe auf  338.900,-- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 62.000,-- EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 375 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 350 v. H. 

2. Gewerbesteuer 315 v. H. 
 
Bülstedt, den 23.01.2008 
 
Immig    (L.S.) 
Bürgermeister  
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Bülstedt während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Bülstedt, den 15. März 2008 
 
Gemeinde Bülstedt 
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Hemslingen für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Gemeinde Hemslingen in der Sitzung am 30.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 
beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 2.153.600,-- € 
 in der Ausgabe auf  2.153.600,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 827.900,-- € 
 in der Ausgabe auf  827.900,-- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

350.000,-- € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 350 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Hemslingen, den 30.01.2008 
 
Kregel    (L. S.) 
Bürgermeisterin 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Hemslingen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Hemslingen, den 15. März 2008 
 
Gemeinde Hemslingen 
Die Bürgermeisterin 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Kirchwalsede für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Gemeinde Kirchwalsede in der Sitzung am 17.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2008 beschlossen: 
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§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 886.300,-- € 
 in der Ausgabe auf  886.300,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 354.400,-- € 
 in der Ausgabe auf  354.400,-- € 
 
festgesetzt. 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 
 

120.000,00 € 
veranschlagt. 
 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 

140.000,-- € 
festgesetzt. 

 
§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 370 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Kirchwalsede, den 17.01.2008 
 
Lütjens   (L. S.)  
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 92 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am  06.03.2008 unter dem 
Aktenzeichen 20/3: 2-1/065 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Kirchwalsede während der Dienststunden öffentlich aus. 

 
Kirchwalsede, den 15. März 2008 

 
Gemeinde Kirchwalsede 
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Lauenbrück für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Lauenbrück in der 
Sitzung am 23.01.2008 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 1.541.400,-- € 
 in der Ausgabe auf  1.541.400,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 708.400,-- € 
 in der Ausgabe auf  708.400,-- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 400.000,00 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 450 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 425 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Lauenbrück, den 23.01.2008 
 
Intelmann    (L. S.) 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 22.02.2008 unter 
dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/073 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Fintel  in Lauenbrück während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Lauenbrück, den 15. März 2008 
 
Gemeinde Lauenbrück 
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
 

Satzung der Gemeinde Sittensen 
über eine Veränderungssperre nach §§ 14 und 16 BauGB 

 
Aufgrund der §§ 14 Absatz 1 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der Gemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 28.02.2008 folgende Verände-
rungssperre beschlossen: 
 

§ 1 

Anordnung der Veränderungssperre 

Zur Sicherung der Planung im künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 17 a „Ortskern Nordwest“, 4. Ände-
rung wird eine Veränderungssperre angeordnet. 
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§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist begrenzt auf das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 17 a 
„Ortskern Nordwest“, 4. Änderung. Der Geltungsbereich ergibt sich aus der Karte, die als Anlage zur Veränderungs-
sperre Teil der Satzung ist. 
 

§ 3 

Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre 

1. Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

 a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
 b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderung von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren 

Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigenpflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 
 
2. Gemäß § 14 Absatz 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden, wenn überwie-

gende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmi-
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 
3. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von 

denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 4 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 

Die Satzung über die Veränderungssperre tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. Für die Geltungsdauer der 
Veränderungssperre ist § 17 BauGB maßgebend. 
 
Sittensen, 28.02.2008 
 
Evers          Tiemann 
Der Bürgermeister Der Gemeindedirektor 

L.S. 
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Haushaltssatzung 
der Gemeinde Westerwalsede für das Haushaltsjahr 2008 

 
Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Gemeinde Westerwalsede in der Sitzung am 24.01.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2008 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008 wird 
 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 419.000,-- € 
 in der Ausgabe auf  419.000,-- € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 141.100.-- € 
 in der Ausgabe auf  141.100,-- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2008 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

60.000,-- € 
 

festgesetzt. 
 

§ 5 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2008 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 450 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 360 v. H. 

2. Gewerbesteuer 340 v. H. 
 
Westerwalsede, den 24.01.2008 
 
Hestermann    (L. S.) 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Westerwalsede während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Westerwalsede, den 15. März 2008 
 
Gemeinde Westerwalsede  
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
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C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

 
Friedhofsgebührenordnung 

für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Elsdorf 
in 27404 Elsdorf, Molkereistraße 

 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 
13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 25 der Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Elsdorf in 27404 Elsdorf hat der Kirchenvorstand am 07.01.2008 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Kir-
chengemeinde werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig sind der Antragsteller und der Nutzungsberechtigte. 
(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenpflicht 

 
Die Gebührenpflicht entsteht mit Erbringung der Leistung. 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. 
(2) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 5 
Stundung und Erlass der Gebühren 

 
Die Gebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen wegen persönlicher oder sachlicher Härte gestundet sowie 
ganz oder teilweise erlassen werden. 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
I.  Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 
 
 1. Reihengrabstätte: 
  a) für Personen über 5 Jahre - für 30 Jahre - : 90,00 € 
  b) für Kinder bis zu 5 Jahren - für 20 Jahre - : 45,00 € 
 
 2. Wahlgrabstätte: 
  a) für 30 Jahre -je Grabstelle-  120,00 € 
  b) für jedes Jahr der Verlängerung -je Grabstelle- : 4,00 € 
  c) für eine Verlängerung in 10 – Jahres – Schritten  
   je Grabstelle-: 40,00 € 
 
 3. Urnenreihengrabstätte: 
  für 30 Jahre -je Grabstelle -  60,00 € 
 
 4. Urnenwahlgrabstätte: 
  a) für 30 Jahre -je Grabstelle - :  75,00 € 
  b) für jedes Jahr der Verlängerung -je Grabstelle- 2,50 € 
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 5. Zusätzliche Beisetzung einer Urne in einer Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Abs. 5 der 
Friedhofsordnung: 

 
  a) bei einer Beisetzung in einer einstelligen Wahlgrabstätte bzw. einstelligen Urnenwahlgrabstätte eine Ge-

bühr gemäß 2.a), 3.a), 5.a) oder 6.a) 1 
  b) bei einer Beisetzung in einer mehrstelligen Wahlgrabstätte bzw. mehrstelligen Urnenwahlgrabstätte 

zusätzlich zu der Gebühr nach a) eine Gebühr gemäß 2.b), 3.b), 5.b) oder 6.b) für die anderen Grabstellen 
zur Anpassung an die neue Ruhezeit. 

 
 6. Zuschläge zu  den Grabstättengebühren: 
  zu den unter Nr. 2 und 4 genannten Gebühren für die Verleihung des Nutzungsrechts vor Eintritt eines Todesfal-

les je Grabstelle ein Zuschlag von 20 v. H.   
 
II. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer/ Friedhofskapelle: 
 1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer 
  je Bestattungsfall: 80,00 € 
 2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 
  je Bestattungsfall: 120,00 € 
 
III. Gebühren für die Beisetzung: 
 für das Ausheben und Verfüllen der Grube, Abräumen der Kränze und der überflüssigen Erde: 
 1. für eine Erdbestattung: 
  a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 55,00 € 
  b) bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr: 150,00  € 
 2. für eine Urnenbestattung: 85,00 € 
 
IV.  Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Änderung von Grabmalen und für die Prüfung der 
Standsicherheit von Grabmalen: 
 für die Genehmigung zur Errichtung oder Änderung 
 und für die Überprüfung der Standsicherheit während der Dauer des Nutzungsrechts 15,00 € 
  
 
V.  Friedhofsunterhaltungsgebühr: 
 für ein Jahr  - je Grabstelle - : 5,00 € 
 

§ 7 
 
Für besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, setzt der Kirchenvorstand die zu 
entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest. 
 

§ 8 
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in 

Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die bisherige Friedhofsgebührenordnung außer Kraft. 
 
 Vorstehende Friedhofsgebührenordnung hat der Kirchenkreisvorstand des Kirchenkreises Bremervörde-Zeven am 

12.02.2008 kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Kirchenvorstand 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Elsdorf 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.03.2008 Nr. 5 
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